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Grundlagen der 
Entscheidungen im 
Widerspruchsausschuss 

Die Basis bilden das Recht und die 
sachkundige Begutachtung 

Von Felix W elti 

1. Einleitung 

Widerspruchsausschüsse entscheiden, 
wie vor ihnen die Verwaltung und 
möglicherweise nach ihnen die Sozial­
gerichte, nicht nur auf der Basis von 
Gesetzen und anderen Rechtsnormen, 
sondern auch auf der Grundlage eines 
Sachverhalts. Zum Teil wird ihnen 
dieser vorgegeben, zum Teil ermitteln 
sie ihn selbst. Jedenfalls ist die Kons­
truktion des entscheidungserheb­
lichen Ausschnitts der sozialen Wirk­
lichkeit - oder, wie die Wissenssozio­
logie feststellen würde, der sozialen 
Wirklichkeiten 1 - eine mindestens 
ebenso voraussetzungsvolle und an­
spruchsvolle Aufgabe bei der Herstel­
lung einer verbindlichen Entschei­
dung als sozialer T atsache 2 wie die 
Erkenntnis und Auslegung des Rechts. 

Nicht selten, vielleicht sogar in den 
meisten Fällen, liegt einem Wider­
spruch kein Dissens über die relevan­
ten Rechtsnormen zugrunde, sondern 
es bestehen unterschiedliche Ansich­
ten darüber, welcher Lebenssachver­
halt zugrunde zu legen ist, etwa den 
Gesundheitszustand einer versicherten 
Person betreffend. Oder der Dissens 
befindet sich am Schnittpunkt von 

Rechts- und Tatsachenfragen, näm­
lich darin, welche Tatsachen für das 
Recht relevant sind und deshalb von 
der Verwaltung näher hätten betrach­
tet werden müssen. In der Befragung 
von Richterinnen und Richtern der 
Sozialgerichtsbarkeit hatten 2007 nur 
31 Prozent der Richterinnen und 
Richter die rechtliche Unzulänglich­
keit der Widerspruchsbescheide als 
Grund für die Klageflut gesehen, aber 
43 Prozent die sachliche Unzuläng­
lichkeit.3 

Die schriftlichen Dokumente der 
rechtlichen Entscheidungsfindung -
Bescheid (§ 31 SGB X), Wider­
spruchsbescheid (§ 85 Abs. 3 SGG), 
Urteil(§ 131 SGG) - zeigen auf, dass 
eine solche Entscheidung erstens auf 
der Feststellung ihrer Grundlagen und 
zweitens auf deren Subsumtion unter 
Rechtsnormen beruht. Daraus werden 
aber nicht immer die inneren und äu­
ßeren Vorgänge deutlich, die dazu ge­
führt haben, dass gerade dieser und 
kein anderer Ausschnitt der Wirklich­
keiten von Mensch und Behörde oder 
Gericht zur Grundlage geworden 
ist. Was klar bei Antragstellung, Wi­
derspruch (§§ 83, 84 SGG) und 
Klage (§§ 90, 92 SGG) vorgetragen 
wurde, sollte sich darin wiederfinden. 
Nach welcher Heuristik und mit wel­
chen Methoden es von Sachbearbei­
tung, Widerspruchsausschuss (§ 36a 
SGB IV) und Gericht geordnet und 
im Rahmen der Amtsermittlung(§ 20 
SGB X) ergänzt wurde, kann aber nur 
schwer erforscht und erkannt werden. 

Das hier vorzustellende Forschungs­
projekt konnte dazu nur einige Annä-
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herungen liefern, da es nicht den ge­
samten Weg von Fällen durch die 
verschiedenen Stufen der Entschei­
dungsfindung verfolgt hat, sondern 
sich darauf konzentriert hat, den Aus­
schnitt beim Widerspruchsausschuss 
und seinen Akteuren zu beleuchten. 

Komplex wird die Bildung der Ent­
scheidungsgrundlagen, wenn sie nicht 
alleine auf den Angaben der versicher­
ten Person und deren unmittelbarer 
Würdigung und Ergänzung durch die 
Verwaltung beruht, sondern nicht­
juristische Wissensbestände durch 
sachverständige Personen herangezo­
gen werden, die nicht oder nicht ohne 
Weiteres einer der beiden am Verfah­
ren beteiligten Seiten zugeordnet wer­
den können. 4 

Dies ist insbesondere der Fall, wenn 
der Gesundheitszustand der versicher­
ten Person relevant ist, um einen 
Rechtsbegriff wie Krankheit (§ 27 
SGB V), Behinderung (§ 2 SGB IX), 
Pflegebedürftigkeit (§ 14 SGB XI), 
Erwerbsminderung (§ 43 SGB VI; 
§ 41 SGB XII), Heilbehandlung oder 
Rehabilitation (§ 42 SGB IX) mit In­
halt zu füllen und auf den zu entschei­
denden Einzelfall zu beziehen 5. Bei 
den vier untersuchten Trägergruppen 
Krankenversicherung (SGB V), Pfle­
geversicherung (SGB XI), Rentenver­
sicherung (SGB VI) und Unfallversi­
cherung (SGB VII) kann, auch nach 
dem Ergebnis unserer Aktenanalyse 6, 

davon ausgegangen werden, dass in 
der Mehrheit der Fälle Leistungen im 
Streit stehen, bei denen es auf mit 
dem Gesundheitszustand verbundene 
Rechtsbegriffe ankommt. Das gilt 
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auch für die Rentenversicherung, bei 
der die Erwerbsminderungsrenten 
(§ 43 SGB VI) und die Rehabilitation 
(§ 15 SGB VI) bei den analysierten 
Streitfällen einen wesentlich größeren 
Anteil haben als am allgemeinen Leis­
tungsgeschehen. Bei all diesen Fällen 
werden fast immer Angaben und Ein­
schätzungen von ärztlicher oder psy­
chologischer Seite in den Prozess der 
Entscheidungsfindung einbezogen. 

Dies beginnt mit Befunden der bereits 
behandelnden Ärztinnen oder Ärzte, 
Therapeutinnen und Therapeuten, die 
vonseiten der Versicherten vorgelegt 
oder von der Verwaltung einbezogen 
werden, und setzt sich fort mit sach­
kundigen Gutachten, die fast immer 
im Auftrag der Verwaltung (später des 
Gerichts) von Angehörigen der fach­
kundigen Berufe erstellt werden. Die 
Gutachterinnen und Gutachter kön­
nen dabei Beschäftigte der Verwaltung 
in einem unterschiedlich verorteten 
sozialmedizinischen Dienst sein (z. B. 
des Medizinischen Dienstes der 
Krankenversicherung, MDK, § 275 
SGB V; § 18 SGB XI), sie können 
aber auch verwaltungsextern sein. Da­
bei können sowohl hauptsächlich the­
rapeutisch tätige Personen Gutachten 
erstellen wie auch solche, die überwie­
gend oder ausschließlich gutachterlich 
tätig sind, sei es auf freiberuflicher Ba­
sis oder bei Unternehmen beschäftigt, 
die Gutachten als Dienstleistungen 
anbieten. Gemeinsam ist ihnen, dass 
sie bestimmten berufsrechtlichen und 
berufsethischen Bindungen unterlie­
gen, die sie als gegenüber dem Streit­
fall neutral und der Findung eines spe-
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zifischen, nämlich des medizinischen 
oder psychologischen Aspekts der 
Wirklichkeit, verpflichtet ausweisen. 7 

Gleichwohl bestehen rechtliche und 
persönliche Bindungen, etwa eines be­
handelnden niedergelassenen Arztes 
zu seinen Patienten oder eines bei 
einem Sozialversicherungsträger be­
schäftigten Arztes zu seinem Arbeit­
geber, die bei der Würdigung der sozi­
alen Situation durch alle Beteiligten 
und durch externe Beobachter nicht 
außen vor gelassen werden können. In 
Expertengesprächen in der Vorberei­
tung unseres Projekts und während 
des Projekts ist uns immer wieder die 
These begegnet, dass die Auswahl der 
Gutachterinnen und Gutachter durch 
die Verwaltung und durch das Gericht 
ein wesentliches Element der Verfah­
renssteuerung ist8, auch weil von be­
stimmten Gutachterinnen und Gut­
achtern - sei es nach Person, sei es 
nach Institution oder nach Fachgebiet 
- bestimmte Ergebnisse oder T enden­
zen erwartet würden. Dabei spielte 
etwa eine Rolle, dass manche Sozial­
versicherungsträger in den letzten J ah­
ren Begutachtungen verstärkt von ei­
genen Beschäftigten auf beauftragte 
Unternehmen verlagert haben. 

Angesprochen wurden auch Spielräu­
me der fachlichen Zuordnung einer 
offenen Frage bei den nicht unerheb­
lich vielen Fällen, die im Grenzbereich 
somatischer und psychischer Beein­
trächtigungen liegen. ,,Orthopädische 
oder psychiatrische Begutachtung?" 
kann eine Frage sein, die der Entschei­
dungsfindung eine je unterschiedliche 
Grundlage und Richtung gibt. Jeden-

falls ist der Prozess fehler- und streit­
anfällig: In der Befragung von 2007 
hatten 39 Prozent der Richterinnen 
und Richter auf die Unzulänglichkeit 
der medizinischen Ermittlungen hin­
gewiesen. Hier hatte es eine über­
durchschnittliche Zustimmung bei 
solchen Richterinnen und Richtern 
gegeben, die in Kammern zur Kran­
kenversicherung tätig sind, geringere 
bei denjenigen aus der Renten- und 
Unfallversicherung. 

Unser Projekt kann dazu im Wesent­
lichen nur einige Wahrnehmungen 
der ehrenamtlichen Ausschussmitglie­
der beitragen. Wichtige Fragen könn­
ten, wenn überhaupt, nur die Versi­
cherten, die Entscheider in der Ver­
waltung oder die Gutachterinnen und 
Gutachter beantworten oder ihnen 
müsste durch Fallanalysen näherge­
kommen werden. 

Gleichwohl ist die Wahrnehmung der 
Ausschussmitglieder nicht unwichtig. 
Ihre Aufgabe als in die Überprüfung 
und Findung von Entscheidungen 
einbezogene Laien ist es, andere Le­
benswelten und ihre Wirklichkeiten in 
den Prozess einzubeziehen, einen an­
deren Blick auf den Fall zu werfen, der 
auch und gerade die Erkenntnis und 
Würdigung des Lebenssachverhalts 
betrifft. Dabei ist die Arbeitswelt als 
Lebenswelt der zentrale Gesichts­
punkt, unter dem die Ehrenamtlichen 
ausgewählt werden. In den sie benen­
nenden Organen der sozialen Selbst­
verwaltung können nur Gewerkschaf­
ten oder sonstige Arbeitnehmerverei­
nigungen und Vereinigungen von 
Arbeitgebern repräsentiert sein (§ 48 
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SGB IV). Ob dies angesichts der Ent­
wicklung der Sozialversicherung zur 
V olksversicherung 9 und der Einbezie­
hung von der Arbeitswelt ferner ste­
henden Gruppen wie Studierenden 
(§ 5 Abs. 1 Nr. 9 SGB V) und von ihr 
entfernten Risiken wie Pflegebedürf­
tigkeit noch sozialpolitisch angemes­
sen ist, wird kontrovers diskutiert. Bei 
der Beurteilung von sozialen Risiken 
wie Arbeitsunfall, Berufskrankheit, 
Erwerbsminderung, Arbeitsunfähig­
keit oder Rehabilitationsbedarf leuch­
tet der Gedanke jedoch immer noch 
gut ein, dass es hilfreich sein kann, 
diese aus der Perspektive von Personen 
zu betrachten, deren Arbeits- und 
Lebenswelt nicht nur die der Sozial­
verwaltung ist. 

Dieser Zusammenhang war und ist in­
stitutionell deutlicher ausgeprägt, wo 
die Sozialversicherung noch nach 
Branche oder Betrieb organisiert ist 
wie bei den Berufsgenossenschaften 
(§ 121 SGB VII), bei der land­
wirtschaftlichen Sozialversicherung 
(SVLFG) und bei den geschlossenen 
Betriebskrankenkassen(§ 147 SGB V) 
oder wo noch Reste eines solchen Be­
zugs erkennbar sind, wie bei manchen 
geöffneten Betriebskrankenkassen und 
Innungskrankenkassen (§ 157 SGB V). 

Entsprechend bejahten 53 Prozent der 
Ehrenamtlichen in der Unfallversiche­
rung, 42 Prozent in der Rentenversi­
cherung, aber nur 30 Prozent in der 
Kranken- und Pflegeversicherung voll 
und ganz, Wissen aus ihrer beruflichen 
Erfahrung in die Beratungen des Wi­
derspruchsausschusses einbringen zu 
können. Nimmt man „eher ja" hinzu, 
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so sind es in der Kranken- und Pflege­
versicherung immerhin noch über 
70 Prozent, in der Unfallversicherung 
mehr als 90 Prozent, die wahrnehmen, 
berufliche Erfahrung einbringen zu 
können. 

Immerhin 37 Prozent der befragten 
erwerbstätigen Versichertenvertreter 
und 27 Prozent der Arbeitgebervertre­
ter sind tatsächlich in der Industrie, 
sechs und 16 Prozent in Bau und 
Handwerk fünf und acht Prozent bei 
unternehmensbezogenen Dienstleis­
tungen tätig und damit auch in Berei­
chen, die heute typischerweise nicht 
stark im Ehrenamt vertreten sind. Im 
Gesundheitswesen sind neun und vier 
Prozent der Ehrenamtlichen beschäf­
tigt, also weniger, als es seinem Anteil 
an der Gesamtbeschäftigung ent­
spricht. Von der Ausbildung her ha­
ben 25 Prozent der Versichertenver­
treter und 75 Prozent der Arbeitgeber­
vertreter an einer Universität oder 
Fachhochschule studiert, sodass je­
denfalls die Versicherten die nicht­
akademische Arbeitswelt annähernd 
repräsentativ vertreten 10 . Gegenüber 
medizinischer und psychologischer 
Expertise sind die Ehrenamtlichen 
jedenfalls fast alle Laien. 

2. Normative Grundlagen 

Das Widerspruchsverfahren unter­
liegt, wie das Verwaltungsverfahren 
insgesamt und auch das sozial­
gerichtliche Verfahren (§ 103 SGG), 
dem Arntsermittlungsgrundsatz (§ 20 
SGB X)ll. Es unterscheidet sich damit 
von einem Zivilprozess, in dem es ent­
scheidend darauf ankommt, was die 
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Parteien vorbringen(§ 138 ZPO). Im 
Verwaltungs- und Widerspruchsver­
fahren sowie beim Sozialgericht ist das 
nicht unerheblich, doch Behörde oder 
Gericht tragen auch selbst entschei­
dungserhebliches Wissen zusammen. 

§ 20 SGB X formuliert, dass die Be­
hörde Art und Umfang der Ermittlun­
gen bestimmt. An das Vorbringen und 
an die Beweisanträge der Beteiligten 
ist sie nicht gebunden. Die Behörde 
hat alle für den Einzelfall bedeutsa­
men, auch die für die Beteiligten güns­
tigen, Umstände zu berücksichtigen. 
Sie darf die Entgegennahme von Er­
klärungen und Anträgen, die in ihren 
Zuständigkeitsbereich fallen, nicht 
deshalb verweigern, weil sie die Erklä­
rung oder den Antrag in der Sache für 
unzulässig oder unbegründet hält. 
Nach§ 21 SGB X bedient sich die Be­
hörde dabei der Beweismittel, die sie 
nach pflichtgemäßem Ermessen zur 
Ermittlung des Sachverhalts für erfor­
derlich hält. Insbesondere kann sie 
Auskünfte einholen, Beteiligte anhö­
ren, Zeugen und Sachverständige ver­
nehmen oder deren Äußerungen ein­
holen, Urkunden undAkten beiziehen 
und den Augenschein einnehmen. 

Über die sachkundige Begutachtung 
verweist das SGB X, wie auch das 
Sozialgerichtsgesetz, auf die Zivil­
prozessordnung. Der Verweis in § 21 
Abs. 3 SGB X ist zwar lückenhaft und 
bezieht sich vor allem auf die Pflicht 
zur Begutachtung. Es sind aber auch 
ansonsten keine grundsätzlichen Un­
terschiede zwischen Verwaltungs- und 
Gerichtsverfahren erkennbar. 

§ 402 ZPO verweist auf die Nähe des 
Status der Sachverständigen zu Zeu­
gen. § 404 ZPO stellt die Sachverstän­
digenauswahl in das Ermessen des Ge­
richts, die Beteiligten können dazu 
gehört werden. Das Gericht leitet nach 
§ 404a ZPO die Tätigkeit der Sach­
verständigen und erteilt ihnen W ei­
sungen, formuliert also die zu beant­
wortende Frage12• Es bestimmt bei 
streitigem Sachverhalt auch, welche 
Tatsachen der Begutachtung zugrun­
de gelegt werden sollen. Sachverstän­
dige dürfen nach § 406 ZPO nicht 
befangen sein, sie können deswegen 
von den Beteiligten abgelehnt wer­
den 13. Nach§ 407a ZPO sind Sach­
verständige verpflichtet, zu prüfen, ob 
ein Auftrag in ihr Fachgebiet fällt14. 

Sie müssen von sich aus mitteilen, ob 
Gründe vorliegen, die geeignet sind, 
Misstrauen gegen ihre Unparteilich­
keit zu rechtfertigen. Sie sind nicht 
befugt, ihren Auftrag auf andere zu 
übertragen. 

Im sozialgerichtlichen Verfahren gilt 
die Besonderheit von§ 109 SGG, wo­
nach auf Antrag des Versicherten ein 
bestimmter Arzt gutachtlich gehört 
werden kann. Dies kann, abweichend 
von der sonstigen Kostenfreiheit des 
sozialgerichtlichen Verfahrens für 
Versicherte, von der Zahlung eines 
Vorschusses abhängig gemacht wer­
den. Diese Regelung des Sozialge­
richtsgesetzes zeigt, wie wichtig es für 
die Bestimmung des Sachverhalts und 
den Rechtsfrieden sein kann, dass 
möglicherweise verschiedene medizi­
nische Einschätzungen im Verfahren 
gehört werden. Eine empirische Un-
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tersuchung von Daniela Schweigler 
zur Praxis von § 109 SGG ist zu dem 
Ergebnis gekommen, dass die Nut­
zung dieses Rechts auch Einfluss auf 
das Ergebnis der Verfahren hat 15. Eine 
entsprechende Regelung für das Ver­
waltungsverfahren im Allgemeinen 
gibt es nicht. Allerdings soll der 
Unfallversicherungsträger nach § 200 
Abs. 2 SGB VII den Versicherten 
mehrere, mindestens drei, Gutachter 
zur Auswahl benennen 16. Eine ähn­
liche Regelung enthält § 17 Abs. 1 
SGB IX für die Rehabilitationsträger. 
Diese Regelungen gelten auch im 
Widerspruchsverfahren. 

Besondere Regelungen für die Amts­
ermittlung und für die Begutachtung 
im Widerspruchsverfahren gibt es, je­
denfalls auf gesetzlicher Ebene, nicht. 

3. Empirische Erkenntnisse 

Empirisch interessant ist also, wie der 
Sachverhalt im Widerspruchsverfah­
ren ermittelt wird, wie er den Mitglie­
dern des Ausschusses vermittelt wird 
und ob diese auf die Sachverhaltser­
mittlung Einfluss nehmen können. 

Weitere Ermittlungen im Wider­
spruchsverfahren können zunächst im 
Rahmen des Abhilfeverfahrens durch 
die Verwaltung erfolgen. Da dieses ei­
ne Überprüfung der Sach- und Rechts­
lage beinhaltet, kann und muss die für 
die Abhilfe zuständige Stelle weiter 
ermitteln. Dem Widerspruchsaus­
schuss wird dann das Ergebnis dieses 
Verfahrensabschnitts zur Überprü­
fung vorgelegt. So gut wie immer gibt 
ein hauptamtliches Mitglied der Ver­
waltung in der Ausschusssitzung eine 

Sozialrecht+ Praxis 7/19 

SOZIALPOLITIK 
427 

Einführung in die Sach- und Rechts­
lage. Bei 84 Prozent der Befragten be­
kommen die Mitglieder zudem vor 
der Sitzung Unterlagen. Während dies 
bei 95 Prozent der Befragten aus Kran­
kenkassen der Fall war, erhielten nur 
ein Drittel der Ausschussmitglieder 
aus der Knappschaft Unterlagen. 73 
Prozent bejahten, dass sie zudem Ein­
sicht in weitere Unterlagen nehmen 
können. Von diesen gaben fast 45 
Prozent an, von dieser Möglichkeit 
„immer" oder „meist" Gebrauch zu 
machen. Die Einsicht ist entweder un­
mittelbar vorher oder ein paar Tage 
vorher möglich. Grob gesagt, erhält 
jeweils ein Drittel der Befragten Ein­
sicht in die gesamte Akte, in eine Zu­
sammenfassung der Akte oder in Aus­
züge der Akte. 

Fragt man genauer, so können fast 
drei Viertel der Befragten den Entwurf 
des Widerspruchsbescheids sehen, 57 
Prozent eine von der Verwaltung für 
den Ausschuss angefertigte Zusam­
menfassung der Akte, 50 Prozent das 
Widerspruchsschreiben des Versicher­
ten im Originaltext und 46 Prozent 
das oder die Gutachten. Nur 36 Pro­
zent sehen den Schriftwechsel zwi­
schen Versichertem und Sozialversi­
cherungsträger. In Bezug auf die Gut­
achten gibt es erhebliche Unterschiede: 
So bekommen nur weniger als ein 
Drittel der Befragten aus der Renten­
versicherung, die Hälfte aus der Kran­
kenversicherung und drei Viertel aus 
der Unfallversicherung das oder die 
Gutachten im Vorwege. Hier scheint 
es erhebliche Unterschiede in der 
Organisationspraxis zu geben. Stark 
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schwankt auch die Menge der Unter­
lagen. Ein Viertel der Befragten erhält 
ein bis drei Seiten, knapp die Hälfte 
vier bis zehn Seiten und mehr als 
15 Prozent geben an, über zehn Seiten 
pro Fall zu erhalten. Die Vorberei­
tungszeit ist erheblich: Sie beträgt bei 
zusammengenommen 61 Prozent der 
Befragten mehr als zwei Stunden pro 
Sitzung, bei zusammengenommen 
34 Prozent mehr als drei und bei 
17 Prozent sogar mehr als vier Stun­
den pro Sitzung. Die meisten Befrag­
ten sind zufrieden und schätzen den 
Informationsgehalt als hoch oder sehr 
hoch ein. 

Etwa zwei Drittel der Befragten geben 
an, zusätzlich zu den Unterlagen zu 
recherchieren. Etwa ein Viertel von 
ihnen gibt an, dafür mehr als eine 
Stunde pro Sitzung aufzuwenden. Die 
meisten halten diesen Aufwand für 
„normal". Zur Recherche nutzen die 
meisten die Fachabteilung oder einen 
festen Ansprechpartner beim Sozial­
versicherungsträger, etwas weniger als 
die Hälfte nutzt juristische oder medi­
zinische Fachliteratur und nur bei ei­
ner relativ kleinen Minderheit von 
weniger als einem Fünftel unterstüt­
zen Gewerkschaft oder Verband. 

Fast alle fühlen sich „immer" oder 
,,meist" umfangreich und gut infor­
miert, wobei das verhaltenere „meist" 
überwiegt, am verhaltensten bei Ren­
tenversicherung und Knappschaft, wo 
sich auch jeweils mehr als zehn Pro­
zent nicht umfangreich informiert 
fühlen. Mehr fallbezogene Informati­
onen wünschen sich fünf Prozent „im­
mer", zwölf Prozent „meist", 42 Pro-

zent „manchmal". Auch diese Werte 
sind bei der Rentenversicherung und 
der Knappschaft höher. Zur Verarbei­
tung der Informationen wünschen 
sich fast sechs Prozent „immer" und 
19 Prozent „meist" mehr medizini­
sches Wissen. 52 Prozent geht es 
„manchmal" so. Auch hier sind die 
Werte in der Rentenversicherung hö­
her. Insgesamt wird mehr medizini­
sches Wissen häufiger gewünscht als 
mehr juristisches Wissen. Schulungen 
werden zu beiden Bereichen gleich 
häufig gewünscht. 

Zusammenfassend kann gesagt wer­
den, dass die Ausschussmitglieder sich 
insgesamt als gut und umfangreich in­
formiert sehen, zugleich gerade im 
Bereich der fallbezogenen Informatio­
nen, zu denen die Gutachten ganz 
wesentlich gehören, und den Mög­
lichkeiten, zu deren Einordnung noch 
mehr gewünscht und wohl auch mög­
lich wäre. 

So ist zu fragen, was der Widerspruchs­
ausschuss tun kann, wenn ihm die von 
der Verwaltung zur Verfügung gestell­
te Version der Wirklichkeit nicht als 
ausreichend für eine Entscheidung er­
scheint. Der einzelne Ausschuss kann, 
jedenfalls bei den größeren Trägern, 
nicht autonom über seine Arbeitsbe­
dingungen entscheiden und etwa rou­
tinemäßig mehr Informationen anfor­
dern. Dies scheint eher eine Frage der 
Geschäftsordnung oder der festgefüg­
ten Verwaltungspraxis zu sein, auf die 
allenfalls die übergeordneten Selbst­
verwaltungsorgane Verwaltungsrat 
(§ 197 SGB V), Vertreterversamm­
lung (§ 33 SGB IV) oder Vorstand 
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(§§ 35, 35a SGB IV) Einfluss nehmen 
können. 

Der Ausschuss kann jedoch im Einzel­
fall versuchen, seine Entscheidungs­
grundlage zu verbessern. So kann er 
weitere Sachaufklärung verlangen und 
den Fall an die Fachabteilung zurück­
geben. Dies haben fast alle Befragten 
schon einmal erlebt, 35 Prozent „ab 
und zu" und 58 Prozent „selten". Da­
bei nehmen dies die befragten Versi­
chertenvertreter häufiger wahr als die 
Verwaltungs- und die Arbeitgeberver­
treter, mögliche1:':'eise, weil es häu~ger 
ihr Anliegen ist. Ahnliche, etwas med­
rigere Werte gibt es für die 1':1öglich­
keit, dass weitere Gutachten emgeholt 
werden: 32 Prozent erleben die_~ ,,ab 
und zu", 49 Prozent „selten". Uber­
durchschnittlich häufig kommt dies in 
der Unfallversicherung vor: bei fünf 
Prozent sogar „sehr häufig/immer". 

Der Erweiterung der Tatsachenbasis 
kann es dienen, dass der Wider­
spruchsausschuss fallbezog~n mit Ver­
waltungsbeschäftigten, mit Guta_~h­
tern oder mit dem Widerspruchsfüh­
rer selbst spricht. Ob jemand aus der 
Verwaltung fallbezogen dabei. ist,_ ist 
bei den Trägern sehr unterschiedlich: 
In 19 Prozent der Fälle ist es der Re­
gelfall, bei zwölf Prozent geschieht e~ 
ab und zu", bei 25 Prozent „selten 

:nd bei 45 Prozent „nie". Am häufigs­
ten geschieht dies bei Kranken- und 
Pflegekassen, wahrschei11:lich d?rt, wo 
die Kassen klein und regional smd. 

Der oder die Versicherte nimmt bei 
84 Prozent der Befragten „nie" an der 
Sitzung des Widerspruchsausschusses 
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teil, zwölf Prozent sagen „selten", zwei 
Prozent „ab und zu" und nur bei ei­
nem Prozent der Befragten ist dies re­
gelhaft der Fall 17. Auch hier ist die 
Teilnahme bei den Kranken- und 
Pflegekassen etwas häufiger, wahr­
scheinlich aus dem gleichen Grund. 
Was bei den Gerichten zumindest 
normativ, nicht unbedingt empirisch, 
der Regelfall ist, eine mündliche Er~~­
terung des Sachverhalts unter Beteili­
gung des Klägers, ist im Widerspruch~­
verfahren die seltene Ausnahme. Die 
meisten Mitglieder der Widerspruchs­
ausschüsse finden das auch gut so: Für 
18 Prozent der Befragten ist die Anwe­
senheit der Widerspruchsführer „völ­
lig unwichtig", für 42 Prozen~. ,,un­
wichtig", nur sechs Prozent fanden 
oder finden sie „wichtig" und „sehr 
wichtig". Es bleibt ein Drittel: welc~e,~ 
sich für das ambivalente „teils, teils 
entscheidet. Bei den Versichertenver­
tretern sind dies immerhin 40 Prozent, 
die Einschätzung als „unwichtig" ist 
bei ihnen eine knappe Minderheit. 

Noch deutlicher akzentuiert wird die­
se Differenz, wenn nach der Bedeu­
tung der persönlichen Anwesenheit 
für die Entscheidungsfindung gefragt 
wird. Von den Arbeitgeber- und Ver­
waltungsvertretern meinen je 43 Pro­
zent, die Anwesenheit der Versicher­
ten erschwere die Entscheidungsfin­
dung und nur 15 beziehungsweise 
18 Prozent, sie verbessere die Sachauf­
klärung. Von den befragten Versicher­
tenvertretern meinen nur 27 Prozent, 
die Entscheidung werde erschwert, 
aber fast 34 Prozent meinen, die Sach­
aufklärung werde verbessert. An kaum 
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einem anderen Punkt gehen die 
Wahrnehmungen und Erwartungen 
der Gruppen im Ausschuss so aus­
einander. 

Was die persönliche Anwesenheit von 
Widerspruch führenden Versicherten 
wirklich bewirkt und ob und in wel­
chen Fällen sich die Entscheidungs­
basis, auch über den Gesundheitszu­
stand und seine Auswirkungen verbes­
sert, kann mithilfe dieser Daten nicht 
geklärt werden. Wohl aber können 
neue Forschungsfragen und Hypothe­
sen formuliert werden. Eine britische 
Untersuchung verweist darauf, dass 
die Ergebnisse von oral hearings und 
paper hearings bei gleichen Fällen un­
terschiedlich ausfallen und das oral 
hearing für die Widerspruchsführer 
günstiger ausfällt 18 . Der Film „I, Da­
niel Blake" von Ken Loach 19 ist die 
Dramatisierung des Wunsches nach 
persönlicher Kommunikation zur 
Herstellung eines angemessenen Bil­
des der Wirklichkeit des Wider­
spruchsführers. 

Zu bedenken ist, dass viele Mitglieder 
der Widerspruchsausschüsse sich die 
persönliche Anwesenheit der Versi­
cherten schon wegen der äußeren 
Rahmenbedingungen schlecht vorstel­
len können, zu denen insbesondere bei 
größeren Sozialversicherungsträgern 
die hohe Anzahl von Fällen pro Sit­
zung und die weite räumliche Entfer­
nung des Ausschusses von den Versi­
cherten gehört. 

Die Befragung von Richterinnen und 
Richtern der Sozialgerichtsbarkeit im 
Jahre 2007 hatte jedenfalls eine nicht 

unerhebliche Zahl von freien Antwor­
ten erbracht, in denen sie meinten, 
dass der Mangel an gelingender per­
sönlicher Kommunikation eine Ursa­
che für vermeidbare Klagen sei20 . Da­
bei ist aber fraglich, ob es hier mehr 
auf die bessere Einsicht der Verwal­
tung für eine unzutreffende Wahrneh­
mung der Versicherten oder stärker 
auf eine bessere Einsicht der Versi­
cherten in die für sie ungünstige 
Rechtslage ankommt. Schließlich wä­
re eine Erkenntnismöglichkeit des 
Ausschusses, mit den Gutachterinnen 
und Gutachtern zu sprechen. Dies je­
doch kommt bei 86 Prozent der be­
fragten Ausschussmitglieder nie, bei 
zehn Prozent selten und damit nur bei 
einer kleinen Minderheit regelmäßig 
vor. Am seltensten ist die Anwesenheit 
der Gutachter bei der Kranken- und 
Pflegeversicherung, was wohl an der 
organisatorischen Trennung von 
Kranken- und Pflegekassen vom MDK 
liegt. Interessant ist, dass es auch bei 
den Sozialgerichten sehr unterschied­
liche lokale Praxen gibt, ob die Gut­
achter im Termin anwesend sind oder 
nicht. Systematisch erforscht ist dies 
bislang nicht. 

4. Schluss 

Die Herstellung des entscheidungser­
heblichen Sachverhalts im Wider­
spruchsverfahren der Sozialversiche­
rung ist für das Recht eine bedeutsame 
Operation, die entweder eine Ent­
scheidung vorbereitet, die Wider­
spruchsführer und Verwaltung akzep­
tieren oder aber das gerichtliche Ver­
fahren vorbereitet und dem Gericht 
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eine erste wesentliche Grundlage für 
die eigene Sachverhaltsfeststellung lie­
fert. 

In soziologischer Sicht treffen bei die­
sem Prozess systemische Codes und 
Wissensordnungen von Verwaltung, 
Rechtswesen, Arbeitswelt und Medi­
zin aufeinander, um gemeinsam einen 
entscheidungsrelevanten und viel­
leicht konsensfähigen Ausschnitt der 
gesellschaftlichen Wirklichkeiten zu 
konstruieren. o 
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Rentena bsch 

Flexirentengesetz ermög­
licht Ausgleichszahlungen 
Immer mehr Bundesbürger wollen 
vorzeitig vor Erreichen der Regelal­
tersgrenze in Rente gehen, wie ein 
neuer Trend der Deutschen Renten­
versicherung (DRV) zeigt. Im Jahr 
2017 fanden über 115 000 Personen 
den Weg zu einem Berater der DRV, 
um sich nach der Rechtslage bei Ren­
tennachzahlungen zu erkundigen. In 
den ersten neun Monaten des vergan­
genen Jahres waren es 100489 ratsu­
chende Versicherte. Dabei geht es bei 
dem Beratungsgespräch meist um die 
Frage: Wie ist es im Fall eines vorzeiti-
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